Einwendungen gegen die Erweiterung der Chloralkalielektrolyse-Anlage im Industriepark Höchst

RP Darmstadt Az. IV/F 43.2 – 259/12 – Gen 51/11 

Gegen die Erweiterung der Chloralkalielektrolyse-Anlage im Industriepark Höchst erheben wir unter Berufung auf unsere Grundrechte auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Eigentum die folgenden Einwendungen und lehnen die beantragte Produktionserweiterung ab.

1) Diese Produktionsanlage befindet sich viel zu nahe an der bestehenden Wohnbebauung. Die Nähe der Anlage von deutlich weniger als 500 Meter zu den am Industriepark Höchst angrenzenden Wohngebieten in Kelsterbach und in Sindlingen ist u.a. mit dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG nicht vereinbar. Wir fordern die Einhaltung des im Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-18, 2. Fassung vom November 2010) für Anlagen zur Chlorproduktion angegebenen Mindestabstandes von 1.500 Meter zur nächsten Wohnbebauung.  Hilfsweise wird mindestens die Einhaltung des im Abstandserlass Nordrhein-Westfalen im Anhang 1 Nr. II 15 angegebenen Mindestabstands zwischen der Anlage zur Chlor- bzw. Wasserstoffproduktion und der nächsten Wohnbebauung von 1.000 Meter gefordert.  

2) Die öffentlich ausgelegte Sicherheitsanalyse ist unvollständig, da sie wesentliche nachbarschaftsrelevante  Störfallszenarien nicht geprüft hat. Wir bemängeln die fehlende Durchführung von worst-case-Betrachtungen im Rahmen der Sicherheitsanalyse und fordern deren Überarbeitung – sowie die erneute Auslegung der überarbeiteten Sicherheitsanalyse - mindestens mit der zusätzlichen Aufnahme der folgenden Punkte, die durch technisches und/oder menschliches Versagen vorstellbar sind:

- Flüssigchlorleckagen, z.B. durch Abriss oder Bruch der Flüssigchlor-führenden Rohrleitung;

- Absturz eines Verkehrsflugzeuges auf die Anlage;

- Explosion innerhalb der Anlage, z.B. durch einen Sabotageakt;

- Knallgasbildung innerhalb der Anlage und dessen Explosion;

- Leckage in der chlorgasführenden Leitung mit einer Leckgröße deutlich größer als 15 mm2, z.B. von 50 mm2;

- gleichzeitiges Versagen und Auslaufen der beiden vollen Chlor-Lagerbehälter;

- Ausfall von Einrichtungen der Druckentlastung bei gleichzeitigem Ausfall der Prozessleittechnik,

- Leitungsverstopfung durch die Bildung von Chlorhydrat,

- Chloreisenbrand innerhalb der Anlage.

3) Die Anlage soll ganz überwiegend auf der Gemarkung Kelsterbach errichtet werden. Für diese Fläche existiert kein Bebauungsplan, sie schließt nicht unmittelbar an das Stadtgebiet von Kelsterbach an sondern befindet sich planungsrechtlich als sogenannte „Splittersiedlung“ im Außenbereich von Kelsterbach. Die beantragte Anlagenerweiterung würde zu einer rechtswidrigen Verfestigung dieser planungsrechtlich unzulässigen Splittersiedlung führen.

4) Die Stadt Kelsterbach und ihre Bevölkerung ist mit den Belastungen durch den Flughafen, durch die Kläranlage mit Klärschlammverbrennung Sindlingen, durch die Verbrennungsanlagen im Industriepark Höchst (RVA, KVA und EBS) sowie durch die über ihre Gemarkung führenden Fernstraßen bereits derart belastet, dass eine weitere Erhöhung des Gefährdungspotentials durch die beantragte Erweiterung der Produktionskapazität der Chloralkalielektrolyse-Anlage nicht zumutbar und deshalb abzulehnen ist.

Einer Weitergabe unseres Namens und unserer Anschrift an die Firma Akzo Nobel oder deren Beauftragte wird hiermit widersprochen.

Vor- und Zuname

Anschrift (Straße und Wohnort)

Unterschrift

Bitte leserlich ausfüllen. Die Einwendungen müssen spätestens am 18.12.2012 (Ausschlussfrist) bei dem Regierungspräsidium Darmstadt
oder bei der Stadtverwaltung Kelsterbach abgegeben werden.

